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Artikel 37
Eine konsularische Amtsperson hat das Recht,

1. Erklärungen von Staatsbürgern des Entsendestaates ent­
gegenzunehmen und zu beurkunden;

2. Dokumente über Rechtshandlungen von Staatsbürgern des 
Entsendestaates sowie Dokumente über Rechtsgeschäfte 
zwischen Staatsbürgern dieses Staates zu beurkunden und 
aufzubewahren, ausgenommen Rechtsgeschäfte zur Be­
gründung, Übertragung oder Aufhebung von Rechten an 
im Empfangsstaat befindlichen Grundstücken und Gebäu­
den;

•3. Unterschriften von Staatsbürgern des Entsendestaates auf 
Schriftstücken zu beglaubigen;

4. die Echtheit der Kopien von Schriftstücken oder der Aus­
züge aus Schriftstücken zu beglaubigen;

5. andere notarielle Handlungen vorzunehmen, die ihr vom 
Entsendestaat übertragen werden, soweit dies nicht den 
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates widerspricht;

6. Übersetzungen von Schriftstücken zu beglaubigen;
7. Schriftstücke, die von den zuständigen Organen im Emp­

fangsstaat ausgestellt und zur Verwendung im Entsende­
staat bestimmt sind, zu legalisieren.

Artikel 38
(1) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, Doku­

mente, Geld, Wertsachen und andere Gegenstände, die Staats­
bürgern des Entsendestaates gehören, in Verwahrung zu neh­
men.

(2) Ein gemäß Absatz 1 in Verwahrung genommener Gegen­
stand darf aus dem Empfangsstaat nur in Übereinstimmung 
mit den Rechtsvorschriften dieses Staates ausgeführt werden.

Artikel 39
Erhalten die zuständigen Organe des Empfangsstaates da­

von. Kenntnis, daß ein Staatsbürger des Entsendestaates im 
Empfangsstaat verstorben ist, unterrichten sie darüber unver­
züglich eine konsularische Amtsperson und übersenden ihr 
eine gebührenfreie Ausfertigung der Sterbeurkunde oder ein 
anderes Dokument über den Sterbefall.

Artikel 40
(1) Erhalten die zuständigen Organe des Empfangsstaates 

davon Kenntnis, daß im Empfangsstaat
1. ein Nachlaß eines Staatsbürgers des Entsendestaates vor­

handen ist, für dessen Sicherung, Erhaltung und Verwal­
tung außer einem zuständigen Organ des Empfangsstaates 
keine berechtigte Person im Empfangsstaat anwesend ist 
und dort auch keinen Vertreter hat, oder

2. ein Nachlaß vorhanden ist, an dem ein Staatsbürger des 
Entsendestaates, der im Empfangsstaat nicht anwesend ist 
und dort auch keinen Vertreter hat, ein berechtigtes Inter­
esse hat,

so informieren sie darüber eine konsularische Amtsperson.
(2) Absatz 1 Ziffer 2 gilt unabhängig von der Staatsbürger­

schaft und dem Sterbeort des Erblassers.
(3) Eine konsularische Amtsperson informiert ihrerseits die 

zuständigen Organe des Empfangsstaates, wenn sie Infor­
mationen, wie sie in diesem Artikel bezeichnet sind, auf einem 
anderen Wege erhält.

Artikel 41
Eine konsularische Amtsperson ist berechtigt, in den in Ar­

tikel 40 Absatz 1 genannten Nachlaßangelegenheiten in Über­
einstimmung mit den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates
1. die zuständigen Organe des Empfangsstaates zu ersuchen, 

Maßnahmen zur Sicherung, Erhaltung und Verwaltung des 
Nachlasses zu treffen;

2. bei der Durchführung der in Ziffer 1 genannten Maßnah­
men mitzuwirken; V

3. für die Vertretung eines Staatsbürgers des Entsendestaates 
zu sorgen, der ein berechtigtes Interesse am Nachlaß hat, 
im Empfangsstaat nicht anwesend ist und dort auch kei­
nen Vertreter hat;

4. einem Staatsbürger des Entsendestaates, der ein berech­
tigtes Interesse am Nachlaß hat, oder seinem Vertreter Rat 
und Unterstützung zu geben.

Artikel 42

(1) Verstirbt ein Staatsbürger des Entsendestaates während 
eines zeitweiligen Aufenthaltes im Empfangsstaat, übergeben 
die zuständigen Organe des Empfangsstaates einer konsula­
rischen Amtsperson zur Weiterleitung an eine anspruchsbe­
rechtigte Person die von ihnen in Verwahrung genommenen 
Geldmittel und persönlichen Gegenstände, die dieser Staats­
bürger mit sich führte, sofern diese Geldmittel und persön­
lichen Gegenstände nicht an eine anspruchsberechtigte Per­
son oder ihren Vertreter im Empfangsstaat übergeben wer­
den können oder nicht von den zuständigen Organen des Emp­
fangsstaates zur Klärung rechtlicher Sachverhalte einbehal­
ten werden.

(2) Werden einer konsularischen Amtsperson gemäß Ab­
satz 1 Geldmittel und persönliche Gegenstände übergeben, er­
teilt die konsularische Amtsperson auf Ersuchen eine Emp­
fangsbestätigung.

(3) Die Ausfuhr der in Absatz 1 genannten Geldmittel und 
persönlichen Gegenstände erfolgt in Übereinstimmung mit 
den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates.

Artikel 43
(1) Erhalten die zuständigen Organe des Empfangsstaates 

davon Kenntnis, daß es zum Schutz der Rechte und Interessen 
eines Staatsbürgers des Entsendestaates, einschließlich zur 
Sicherung eines im Empfangsstaat ohne Aufsicht befindlichen 
Vermögens eines solchen Staatsbürgers, notwendig ist, im 
Empfangsstaat einen Vormund oder Pfleger zu bestellen, so 
benachrichtigen sie davon eine konsularische Amtsperson.

(2) Ist gemäß Absatz 1 ein Vormund oder Pfleger zu bestel­
len, so hat eine konsularische Amtsperson das Recht, eine 
geeignete Person vorzuschlagen. Lehnen die zuständigen Or­
gane des Empfangsstaates die vorgeschlagene Person als Vor­
mund oder Pfleger ab, so ist eine konsularische Amtsperson 
berechtigt, einen neuen Vorschlag zu unterbreiten.

Artikel 44
(1) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, mit 

einem Staatsbürger des Entsendestaates in Verbindung zu tre­
ten, sich mit ihm zu treffen und ihn zu beraten; sie kann ihm 
jede Unterstützung und Hilfe geben und, falls notwendig, 
Vorkehrungen für seine juristische Beratung treffen.

(2) Der Empfangsstaat schränkt in keiner Weise den Zutritt 
und die Verbindungen eines Staatsbürgers des Entsendestaates 
zum Konsulat ein.

(3) Auf Ersuchen einer konsularischen Amtsperson treffen 
die Organe des Empfangsstaates die geeigneten Maßnahmen, 
um die konsularische Amtsperson beim Erhalt von Infor­
mationen über den Aufenthalt eines Staatsbürgers des Ent­
sendestaates zu unterstützen, damit sie sich mit diesem in 
Verbindung setzen oder ihn treffen kann.

Artikel 45
(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates benach­

richtigen eine konsularische Amtsperson über die vorläufige 
Festnahme, Verhaftung oder eine andere Beschränkung der 
persönlichen Freiheit eines Staatsbürgers des Entsendestaates 
im Empfangsstaat. Die Benachrichtigung erfolgt sobald wie 
möglich, mindestens innerhalb von drei Tagen nach dem Zeit­
punkt, an dem der Staatsbürger vorläufig festgenommen, ver­
haftet oder einer anderen Beschränkung seiner persönlichen 
Freiheit unterworfen wurde.

(2) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, entspre­
chend den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates Post und


